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zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes und prämienrechtiicher 
Vorschriften 

— Drucksache 7/2397 — 

A. Zielsetzung 

1. Die Sparförderung für die Grundwehrdienstleistenden soll 
der Entwicklung auf dem allgemeinen Sparsektor angepaßt 
sowie gerechter und einfacher gestaltet werden. 

2. Angleichung der Unterhaltssicherungsleistungen für die 
grundwehrdienstleistenden Sanitätsoffiziere an die allge- 
meine Einkommensentwicklung. 


B. Lösung 

1. Einführung einer für alle Grundwehrdienstleistenden glei- 
chen Sparpauschale von monatlich 50 DM. 

Als Begleitmaßnahme wird in den Prämiengesetzen be- 
stimmt, daß die den Arbeitnehmern eingeräumten Vergünsti- 
gungen künftig auch während des Grundwehrdienstes fort- 
bestehen. 

2. Anhebung der Leistungssätze um ca. 30 v. H. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Einzelplan 14: 44,75 Millionen DM 
Einzelplan 06: 0,3 Millionen DM 

Einzelplan 11: 6,4 Millionen DM 
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A. Bericht des Abgeordneten Löher 


I. 

Der Gesetzentwurf wurde in der 116. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 19. September 1974 an 
den Verteidigungsaussdiuß federführend, an den 
Finanzausschuß mitberatend sowie an den Haus- 
haltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 
überwiesen. 

Der mitberatende Finanzausschuß behandelte den 
Gesetzentwurf am 6. November 1974 und empfahl, 
den Entwurf in der Fassung der Berichterstattung in 
der 28. Sitzung des Verteidigungsausschusses am 
9. Oktober 1974 unverändert zu übernehmen. Im 
Verteidigungsausschuß wurde der Entwurf in den 
Sitzungen am 9. Oktober 1974 und am 6. November 
1974 beraten. Dabei faßte der Ausschuß seine Be- 
schlüsse mit dem Vorbehalt, daß auch der mitbera- 
tende Haushaltsausschuß sich diesen Beschlüssen 
anschließt. 

Der Haushalts ausschuß hat am 13. November 1974 
den Gesetzentwurf behandelt und sich dem Votum 
des Verteidigungsausschusses mit der Maßgabe an- 
gesdilossen, daß die auf Einzelplan 06 entfallenden 
Kosten in Höhe von 300 000 DM zu streichen sind, 
weil sich 1975 beim Bundesgrenzschutz keine Wehr- 
pflichtigen befinden werden. Den Bericht gemäß 
§ 96 GO wird der Haushaltsausschuß gesondert vor- 
legen. 

Die im Regierungsentwurf vorgesehenen prämien- 
rechtlichen Änderungen (Artikel 2 und 3) sollen auch 
im Land Berlin gelten (Artikel 4). Es muß jedoch 
damit gerechnet werden, daß die Rechtsüberleitung 
für das Land Berlin auf Schwierigkeiten stoßen wird, 
wenn die Prämienrechtsänderung zusammen mit 
den Änderungen des Unterhaltssicherungsgesetzes 
(Wehrrecht) in einem gemeinsamen Gesetz be- 
schlossen wird. Daher hat der Verteidigungsaus- 
schuß den Regierungsentwurf aufgeteilt und im 
Ersten Bericht die Änderung des Unterhaltssiche- 
rungsgesetzes angesprochen (vgl. hierzu auch den 
Zweiten Bericht und Antrag des Verteidigungsaus- 
schusses zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Unterhaltssicherungsgesetzes und prämien- 
rechtlicher Vorschriften — Drucksache 7/2797 — ). 

II . 

Der vorliegende Gesetzentwurf soll in erster Linie 
die Sparförderung der Wehrpflichtigen neu regeln. 

Das derzeitige, 1957 konzipierte Recht wird der 
Entwicklung auf dem Sparsektor, insbesondere seit 
dem Dritten Vermögensbildungsgesetz nicht mehr 
gerecht. Die meisten Wehrpflichtigen haben heute 
bereits bei der Einberufung zum Grundwehrdienst 
Spar- oder Lebensversicherungsverträge und bedie- 
nen sich dabei in zunehmendem Maße neuer Ver- 


tragsarten, für die eine Förderung nach dem gelten- 
den Unterhaltssicherungsrecht nicht möglich ist. 
Dies gilt vor allem für eine der häufigsten Geldan- 
lagen, den Sparvertrag über vermögenswirksame 
Leistungen. Die Sparförderung während des Wehr- 
dienstes hängt z. Z. vom Zufall ab, welchen Spar- 
vertrag der Wehrpflichtige gewählt hat. Nach der 
derzeitigen Rechtslage sind auch diejenigen Wehr- 
pflichtigen benachteiligt, die von dem Grundwehr- 
dienst wenig oder gar nichts sparen konnten, weil sie 
z. B. noch in der Ausbildung waren oder ihre Ein- 
künfte in erster Linie zur Gründung eines eigenen 
Haushalts Oder zu Unterhaltsleistungen an Familien- 
angehörige benötigten. Andererseits ist es nicht aus- 
zuschließen, daß unverhältnismäßig hohe Beiträge 
für Sparverträge erstattet werden müssen, die zwar 
auf den Namen des Wehrpflichtigen lauten, aber 
wirtschaftlich anderen Personen zugute kommen. 

Nach dem Gesetzentwurf sollen künftig alle 
Grundwehrdienstleistenden eine Sparabfindung er- 
halten. Gleichzeitig sollen die in den Prämiengeset- 
zen den Arbeitnehmern eingeräumten Vergünstigun- 
gen während des Wehrdienstes erhalten bleiben. 

Ferner soll die Sparförderung vereinheitlicht wer- 
den und allen Grundwehrdienstleistenden zugäng- 
lich sein. Durch die Einführung einer allgemeinen, 
vom Einkommen des einzelnen unabhängigen Be- 
tragsgrenze von 50 DM und den Verzicht auf die 
bisherige Zwölfmonatsklausel wird eine Sparabfin- 
dung geschaffen, die allen Grundwehrdienstleisten- 
den gleichermaßen zugute kommen kann (Sparpau- 
schale). Der Betrag von 50 Deutsche Mark entspricht 
den durchschnittlichen Sparraten, die die meisten 
Wehrpflichtigen vor dem Grundwehrdienst erbrin- 
gen. Er ist auch deswegen in dieser Höhe gewählt 
worden, um den Begriff „Pauschale" mehr hervor- 
zuheben. 

Die neue Sparabfindung ist auch verwaltungs- 
mäßig einfacher. Gegenwärtig müssen die Unter- 
haltssicherungsbehörden in jedem Einzelfall so dif- 
ferenziert ermitteln, daß der Verwaltungsaufwand 
vielfach in keinem vertretbaren Verhältnis mehr zur 
gewährten Leistung steht. Künftig haben die Unter- 
haltssicherungsbehörden nur noch zu beachten, daß 
die Verträge, für die die Pauschale gewährt werden 
soll, Prämien- oder steuerbegünstigt sind. 

Durch den Gesetzentwurf werden außerdem die 
Unterhaltssicherungsleistungen für grundwehrdienst- 
leistende Sanitätsoffizere angehoben. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

1. Durch die wegen der Berlin-Klausel vom Vertei- 
digungsausschuß vorgenommenen Aufteilung des 
Gesetzentwurfs ist die Bezeichnung des Gesetz- 
entwurfs zu ändern. 
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2. Bei Artikel 1 Nr. 1 a werden die Verweisungen 
in § 10 den zwischenzeitlich beschlossenen Ände- 
rungen des Einkommensteuergesetzes angepaßt. 

3. § 12 a muß in dreifacher Hinsicht geändert wer- 
den: 

a) Die Leistungen, die sich am Nettoeinkommen 
eines im öffentlichen Dienst angestellten Arz- 
tes (1. Berufsjahr) orientieren, müssen ent- 
sprechend der Einkommensentwicklung ange- 
hoben werden. Diese Änderungen verfolgt 
bereits der vorliegende Regierungsentwurf. 

b) Die Leistungssätze sind aber darüber hinaus 
zu erhöhen, um auch die Auswirkungen zu 
berücksichtigen, die das inzwischen verab- 
schiedete Einkommensteuerreformgesetz auf 
das hier maßgebliche Nettoeinkommen hat. 

c) Künftig sind nur noch zwei Leistungsgruppen 
(für Ledige sowie für Verheiratete mit und 


ohne Kinder) erforderlich. Dies entspricht der 
durch das Einkommensteuerreformgesetz ge- 
schaffenen neuen Lage, nach der Familien mit 
Kindern künftig nicht mehr entscheidend über 
das Einkommen (Wegfall der bisherigen 
steuerlichen Kinderfreibeträge und der Kin- 
derzuschläge im öffentlichen Dienst), geför- 
dert werden, sondern über das neue allge- 
meine Kindergeld, das auch während des 
Grundwehrdienstes weitergezahlt wird. Die 
noch verbleibenden Unterschiede beim Netto- 
einkommen im öffentlichen Dienst, die sich 
aufgrund des bei Kindern höheren Ortszu- 
schlags ergeben, sind so gering, daß sie im 
Rahmen der Pauschalregelung des § 12 a nicht 
berücksichtigt zu werden brauchen. 

4. Die Artikel 2 bis 4 des Regierungsentwurfs sind 
hier zu streichen, weil die in ihnen enthaltenen 
prämienrechtlichen Vorschriften in einem neuen 
Gesetz zusammengefaßt werden. 


Bonn, den 13. November 1974 


Löher 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 7/2397 — in der aus der anliegenden Zu- 
sammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die im Zusammenhang mit dem Gesetzentwurf stehenden Petitionen für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 13. November 1974 

Der Verteidigungsausschuß 

Schmidt (Würgendorf) Löher 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes und prämienrechtlicher 
Vorschriften 

— Drucksache 7/2397 — 

mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Unterhalts Sicherungsgesetzes 
und prämienrechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Unterhaltssicherungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 661, 1079), zuletzt geändert durch das Ein- 
führungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 2. März 
1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), wird wie folgt ge- 
ändert: 


L § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Zahl „ 7 “ durch die 
Zahl „8" ersetzt. 

b) Absatz 2 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Ersatz für 

a) Aufwendungen für Ersatzkräfte oder 
Vertreter, die an Stelle des Wehr- 
pflichtigen in seinem Gewerbebetrieb, 
Betrieb der Land- oder Forstwirtschaft 
oder im freien Beruf tätig werden, 

b) Miete der Berufsstätte, 

c) sonstige unabwendbare Aufwendun- 
gen zur Sicherung der Fortführung 
des Gewerbebetriebes oder des Be- 
triebes der Land- oder Forstwirtschaft 
oder des freien Berufes, 

d) Beiträge zu einer freiwilligen Höher- 
versicherung in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung in Höhe des Betrages, 
der in den letzten zwölf Monaten vor 
Beginn des Wehrdienstes durchschnitt- 
lich entrichtet worden ist, 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Unterhaltssicherungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 661, 1079), zuletzt geändert durch das Ein- 
führungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 2. März 
1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 12. Ausschusses 

e) Beiträge, die ein Wehrpflichtiger zu 
einer betrieblichen, überbetrieblichen 
Alters- oder Hinterbliebenenversor- 
gung oder zu einer Zusatzversorgung 
des öffentlidien Dienstes leistet, wenn 
der Arbeitgeber nicht verpflichtet ist, 
diese Beiträge nach § 5 des Arbeits- 
platzschutzgesetzes weiterzuentrich- 
ten, 

f) Aufwendungen zur Erfüllung von Ver- 
trägen, die im Versicherungsfalle den 
Versicherungsnehmer vor Vermögens- 
nachteilen schützen, mit Ausnahme 
aller mit dem Halten und Führen von 
Kraftfahrzeugen zusammenhängender 
Verträge, 

g) Aufwendungen zur Erfüllung von Ver- 
pflichtungen aus dem Bau oder Kauf 
von Eigenheimen oder eigengenutzten 
Eigentumswohnungen, 

wenn diese Aufwendungen aus dem Ein- 
kommen des Wehrpflichtigen oder den 
Erträgen des Gewerbebetriebes, des Be- 
triebes der Land- oder Forstwirtschaft 
oder des freien Berufes nachweislich nicht 
gedeckt werden können ; " . 

c) Nach Absatz 2 Nr. 7 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgende Nummer 8 
eingefügt: 

„8. zur Erfüllung von Lebensversicherungs-, 

Bauspar- und sonstigen prämien- oder 
steuerbegünstigten Kapitalansammlungs- 
verträgen insgesamt bis zu 50 Deutsche 
Mark monatlich; der Betrag ist von der 
Unterhaltssicherungsbehörde an den Ver- 
tragspartner des Wehrpflichtigen zu 
überweisen." 

d) In Absatz 3 werden die Worte „Buchstabe d" 
durch die Worte „Buchstaben d bis g" ersetzt. 

e) Folgende Absätze 4 und 5 werden angefügt: 

„(4) Die Sonderleistungen nach Absatz 2 
Nr. 6 Buchstaben d bis g dürfen zusammen 
höchstens 8 vom Hundert der Bemessungs- 
grundlage (§ 10) betragen. 

(5) Die Sonderleistungen nach Absatz 2 
Nr. 6 Buchstaben e bis g werden nur gewährt, 
wenn die den Aufwendungen zugrunde lie- 
genden Verträge bei Beginn des Wehrdien- 
stes mindestens zwölf Monate bestehen und 
den Wehrpflichtigen für diesen Zeitraum zu 
Aufwendungen in einer Höhe verpflichten, 
die mindestens dem geltend gemachten Betrag 
entspricht." 


la. § 10 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Worte „§§ 7 a bis 
7 e" durch die Worte „§§ 7 b bis 7 e" ersetzt. 
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Entwurf 


2. § 12 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wehrpflichtige, bei denen die Voraus- 
setzungen des § 2 Nr. 2 vorliegen, erhalten zur 
Unterhaltssicherung einen Betrag von monatlich 
1 350 Deutsche Mark. Sind unterhaltsberechtigte 
Familienangehörige nach § 3 Abs, 1 Nr. 1 bis 6 
vorhanden, erhöht sich dieser Betrag für die Ehe- 
frau um 350 Deutsche Mark und für jeden wei- 
teren Familienangehörigen um 120 Deutsche 
Mark/ 

3. § 15 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Aufwendungen im Sinne von § 7 Abs. 2 
Nr. 2, 3 und 6 Budistaben d bis f sowie Nr. 8 
sind insoweit nicht als Sonderausgaben nach § 10 
des Einkommensteuergesetzes abzugsfähig, als 
für sie Sonderleistungen nach § 7 gewährt wer- 
den." 

Artikel 2 


Artikel 3 


Artikel 4 

Artikel 5 

Neufassung des Unterhaltssicherungsgesetzes 

Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, das Unterhaltssicherungsgesetz in der nun- 
mehr geltenden Fassung mit neuer Paragraphen- 
folge bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf 
die Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 

(2) Für Anspruchsberechtigte, die vor dem In- 
krafttreten Ansprüche nach den bisherigen Vorschrif- 
ten des Unterhaltssicherungsgesetzes erworben ha- 
ben, bleiben diese Vorschriften maßgebend, wenn 
sie günstiger sind. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

b) In Nummer 2 werden die Worte „§ 2 Abs. 3 
Nr. 1 bis 3 und 5 bis 7" durch die Worte „§ 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 5 bis 7" ersetzt. 

2. § 12 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wehrpflichtige, bei denen die Voraus- 
setzungen des § 2 Nr. 2 vorliegen, erhalten als 
Ledige einen Betrag von monatlich 1 470 Deutsche 
Mark, als Verheiratete einen Betrag von monat- 
lidi 1 900 Deutsche Mark." 


3. unverändert 


entfällt hier 

siehe Drucksache 7/2797 

entfällt hier 

siehe Drucksache 7/2797 

entfällt hier 

siehe Drucksache 7/2797 

Artikel 2 

Neufassung des Unterhaltssicherungsgesetzes 

Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, das Unterhaltssicherungsgesetz in der nun- 
mehr geltenden Fassung mit neuer Paragraphen- 
foige bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf 
die Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 

(2) Für Anspruchsberechtigte, die vor dem In- 
krafttreten Ansprüche nach den bisherigen Vorschrif- 
ten des Unterhaltssicherungsgesetzes erworben ha- 
ben, bleiben diese Vorschriften maßgebend, wenn 
sie günstiger sind. 


6 



